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Aktenzeichen: 31 / 32 – 4354 . B 3 . 3 – 39 / St 2233 

Vollzug des BayStrWG; 
Staatsstraße 2233 (bei Kelheim), St 2660 (Hemau) – B 16 a (Münchsmünster); 
Planfeststellung für den Ausbau Kelheim – Ihrlerstein, im Gebiet der Gemeinde Ihrlerstein 
und der Stadt Kelheim, Landkreis Kelheim 

Die Regierung von Niederbayern erlässt folgenden 

Planfeststellungsbeschluss 

A Tenor 

1. Feststellung des Plans  

Der Plan für den Ausbau der Staatsstraße 2233 zwischen Kelheim und Ihrlerstein mit den aus 
Ziffern A 3 und A 6 dieses Beschlusses sowie aus den Deckblättern und Roteintragungen in 
den Planunterlagen sich ergebenden Änderungen und Ergänzungen festgestellt. 

2. Festgestellte Planunterlagen 

Der festgestellte Plan, die wasserrechtlichen Erlaubnisse und die straßenrechtlichen 
Verfügungen umfassen folgenden Unterlagen:  

Unterlage 
Nr. 

Bezeichnung (Inhalt) Maßstab 

 TEIL A - VORHABENSBESCHREIBUNG  

1 P 
Erläuterungsbericht in der Fassung der Planänderung vom 
27.10.2023 

 

 TEIL B - PLANTEIL  

2 Übersichtskarte (nur nachrichtlich) 1 : 100.000 

3 Übersichtslageplan 1 : 25.000 

[4 nicht belegt]   

5 P 

Lagepläne in der Fassung der Planänderung vom 27.10.2023 

Lageplan Blatt 1 P (ersetzt Lageplan Blatt 1) 

Lageplan Blatt 2 

Lageplan Blatt 3 

 

1: 1.000 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

6 

 

Höhenpläne 

Höhenplan Blatt 1 St 2233 

Höhenplan Blatt 2 St 2233 

Höhenplan Blatt 3 St 2233 

Höhenplan Blatt 4 KEH 25 

 

1 : 1.000 / 100 

1 : 1.000 / 100 

1 : 1.000 / 100 

1 : 1.000 / 100 

[7 nicht belegt]   
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Unterlage 
Nr. 

Bezeichnung (Inhalt) Maßstab 

8 P 

Lageplan der Entwässerungsmaßnahmen in der Fassung der 
Planänderung vom 27.10.2023 

Lageplan Entwässerungsmaßnahmen Blatt 1 P 
(ersetzt Lageplan Blatt 1) 

Lageplan Entwässerungsmaßnahmen Blatt 2 

Lageplan Entwässerungsmaßnahmen Blatt 3 

Lageplan Entwässerungsmaßnahmen Blatt 4 P 

 

 

1 : 1.000 

 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

9 

Landschaftspflegerische Maßnahmen 

Maßnahmenplan Blatt 1 

Maßnahmenplan Blatt 2 

Maßnahmenplan Blatt 3 

Maßnahmenplan Blatt 4 

Maßnahmenplan Legende 

Maßnahmenblätter 

Tabellarische Übersicht Eingriff Kompensation 

 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

– 

– 

– 

10 

Grunderwerb 

Grunderwerbsplan Blatt 1 

Grunderwerbsplan Blatt 2 

Grunderwerbsplan Blatt 3 mit Roteintragung(en)  

Grunderwerbsplan Blatt 4 

Grunderwerbsverzeichnis mit Roteintragung(en)  

 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

– 

11 P 
Regelungsverzeichnis in der Fassung der Planänderung vom 
27.10.2023 – 

[12 bis 13 
nicht 
belegt] 

  

 TEIL C - UNTERSUCHUNGEN, WEITERE PLÄNE, SKIZZEN  

14 

Straßenquerschnitt 

Regelquerschnitt Blatt 1 St 2233 

Regelquerschnitt Blatt 2 St 2233 

Regelquerschnitt Blatt 3 KVP, G & R, öFW 

 

1 : 50 

1 : 50 

1 : 50 

[15 nicht belegt]   

16 
Sonstige Pläne –nachrichtlich- 

Luftbildplan (pdf, 7 MB) 

 

1 : 5.000 

17 
Immissionstechnische Untersuchungen 

Schalltechnische Untersuchung 
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Unterlage 
Nr. 

Bezeichnung (Inhalt) Maßstab 

18 P 

Wassertechnische Untersuchungen in der Fassung der 
Planänderung vom 27.10.2023 

Erläuterungsbericht (zu den wassertechnischen 
Unterlagen mit Anlagen + Ergänzung)  

Anlage 1 Bemessungsgrundlagen  

Anlage 2 A-117  

Anlage 3 Absetzbecken  

Anlage 4 A-138 in der Fassung der Planänderung vom 
27.10.2023 

Anlage 5 M-153 in der Fassung der Planänderung vom 
27.10.2023 

 
Wasserrechtlicher Fachbeitrag 

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie Bericht 

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie Anlage 1 
Übersichtsplan  

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie Anlage 2 1 OWK-
Steckbrief Donau  

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie Anlage 2 1 OWK-
Steckbrief Main-Donau-Kanal  

Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie Anlage 2 3 GWK-
Steckbrief Malm-Riedenburg  

 

 

– 

 

– 

– 

– 

– 

 

– 

 

 

– 
 
1:25.000 

 
– 

– 
 

– 

 

19 

Umweltfachliche Untersuchungen 

Landschaftspflegerischer Begleitplan Textteil  

mit Roteintragung(en)  

Bestands Konfliktplan Blatt 1  

Bestands Konfliktplan Blatt 2  

Bestands Konfliktplan Blatt 3  

Bestands Konfliktplan Legende  

Artenschutzbeitrag saP  

 
 
 

– 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

1 : 1.000 

– 

– 

20 Verkehrsgutachten   

3. Ausnahmen, Befreiungen, Nebenbestimmungen  

3.1 Unterrichtungspflichten 

3.1.1  Der Zeitpunkt des Baubeginns ist folgenden Stellen möglichst frühzeitig, soweit nicht anders 
festgelegt zwei Wochen vorab, bekannt zu geben: 

 dem Landratsamt Kelheim mindestens eine Woche vor Beginn der Bauarbeiten, 
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 dem Wasserwirtschaftsamt Landshut mindestens eine Woche vor Beginn der 
Bauarbeiten, 

 den Stadtwerken Kelheim mindestens eine Woche vor Beginn der Bauarbeiten, 

 dem Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Abensberg, 

 dem Landesamt für Denkmalpflege,  

 der Deutsche Telekom Technik GmbH mindestens sechs Monate vor Beginn der 
Bauarbeiten, 

 der Bayernwerk Netz GmbH (»Kundencenter Parsberg«) mindestens sechs 
Monate vor Beginn der Bauarbeiten, 

 der Vodafone Kabel Deutschland GmbH mindestens drei Monate vor Beginn der 
Bauarbeiten, 

 der Weidner Solar GmbH, Neuprüll 44, 93051 Regensburg mindestens sechs 
Monate vor Beginn der Bauarbeiten.  
 

3.1.2  Das Ende der Baumaßnahmen ist mindestens eine Woche vorher dem Landratsamt Kelheim, 
dem Wasserwirtschaftsamt Landshut, den Stadtwerken Kelheim, der Stadt Kelheim und der 
Gemeinde Ihrlerstein schriftlich anzuzeigen. 

 
3.1.3  Der Vorhabenträger hat den Beginn der Baumaßnahme, den Beginn der 

landschaftsgestaltenden Maßnahmen und deren jeweilige Beendigung der 
Planfeststellungsbehörde, der höheren Naturschutzbehörde, der unteren Naturschutzbehörde 
und der jeweiligen gebietsbetroffenen Kommune Stadt Kelheim oder Gemeinde Ihrlerstein mit 
einem Vor- bzw. Nachlauf von zwei Wochen anzuzeigen. 
 

3.2 Baubeginn, Bauablauf, Bauausführung 

3.2.1 Ein detaillierter Baustelleneinrichtungsplan ist aufgrund der Topographie und der Lage des 
Wasserschutzgebiets zu erstellen. Die Einrichtung hat so zu erfolgen, dass ein Befahren von 
Böden außerhalb der festgesetzten Bereiche, auch zum Rangieren, nicht notwendig wird. Ein 
Befahren von Oberböden ist auf das unumgängliche Maß zu beschränken. Geeignete 
Schutzvorkehrungen gegen naheliegende Verdichtungen sind zu ergreifen (Baggermatten, 
etc.). Es sind ausreichend Zwischenlagerflächen für das anfallende Bodenmaterial und die 
notwendigen Zwischenlagerzeiten zu berücksichtigen. 

3.2.2  Für die Durchführung der Arbeiten ist ein verantwortlicher Leiter zu bestellen, der vor 
Baubeginn dem Landratsamt Kelheim, dem Wasserwirtschaftsamt Landshut und den 
Stadtwerken Kelheim schriftlich zu benennen ist. Der Leiter muss dafür Sorge tragen, dass die 
gesamten Maßnahmen plan- und sachgemäß nach den geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen unter Umsetzung der aufgenommenen Nebenbestimmungen ausgeführt 
werden.  

3.2.3 Vor Baubeginn ist eine geeignete Fachfirma zum Auffinden und ggf. zur Räumung und 
Entsorgung von Kampfmitteln zu beauftragen.   

 Bodenaushub mit erhöhten Gehalten an Schadstoffen bzw. Sprengstoffrückständen ist einer 
ordnungsgemäßen und schadlosen dafür zugelassenen Entsorgung zuzuführen.  

3.2.4 Nach Beendigung der Erdarbeiten sind neu entstandene Böschungen und offene Flächen 
unverzüglich durch geeignete Maßnahmen gegen Erosion zu sichern.  

3.2.5  Der Vorhabenträger hat sich über die exakte Lage von Ver- und Entsorgungsleitungen sowie 
über die genauer Lage der Telekommunikationseinrichtungen zu vergewissern.  
Aktuelle Informationen sind vom Vorhabenträger bei den betreffenden Stellen einzuholen.  
Die Kabelschutzanweisung für Telekommunikationseinrichtungen ist bei den Bauarbeiten zu 
beachten. Der Vorhabenträger hat bauausführende Firmen entsprechend anzuweisen.  

3.2.6 Die Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Kelheim ist zu beachten. Durch geeignete 
Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Abholung von Abfällen anschlusspflichtiger 
Grundstücke während der Nichterreichbarkeit der Grundstücke in der Bauphase möglich ist.  

3.2.7 Die Betankung und Wartung von Baumaschinen muss außerhalb des südlichen 
Maßnahmenabschnittes unter Achtung des Wasserschutzgebiets erfolgen. Die Lage der 
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entsprechenden Baustelleneinrichtungsflächen muss spätestens mit der Bauanzeige benannt 
werden.  

3.2.8  Für die Baustelleneinrichtung und die unvermeidbare Lagerung der für die Baumaßnahme 
benötigten Baustoffe sind auswaschbare oder auslaugbare Materialien witterungsgeschützt zu 
lagern.  

3.2.9  Das Abfüllen und Lagern wassergefährdender Stoffe außerhalb von Anlagen nach § 62 WHG 
ist nur zulässig für das Abfüllen (z. B. Betanken) über technischen Schutzvorkehrungen mit 
Eignungsnachweis (z. B. mobiler Abfüllplatz zum Betanken von Maschinen) sowie für das 
kurzfristige (wenige Tage) Lagern von Stoffen bis Wassergefährdungsklasse zwei in dafür 
geeigneten, dichten Transportbehältern bis zu je 50 Liter.  

3.2.10  Auf der Baustelle sind Bindemittel zum Aufnehmen ausgetretener Stoffe (z.B. Ölbindemittel) 
vorzuhalten und bei entsprechenden Unfällen unverzüglich das Landratsamt Kelheim, das 
Wasserwirtschaftsamt Landshut und die Stadtwerke Kelheim zu informieren.  

3.2.11 Für Auffüllungen soll vorzugsweise Boden aus örtlichen Abgrabungen verwendet werden. Ein 
Massenausgleich innerhalb des Maßnahmenbereichs ist anzustreben. 

3.2.12 Die Verwendung von standortfremden Bodenmaterial soll auf das zwingend erforderliche Maß 
und auf natürliches, unbelastetes, inertes Bodenmaterial (Z 0) beschränkt werden. 

3.2.13 Auf den Einbau von Recycling-Baustoffen sollte im südlichen Maßnahmenabschnitt aufgrund 
der Nähe zum Wasserschutzgebiet verzichtet werden. Die „Anforderungen an die Verwertung 
von Recycling-Baustoffen in technischen Bauwerken“ (RC-Leitfaden) sind zu beachten. 
Hiernach ist aufgrund der Lage im Karstgebiet eine Verwertung nur bei nachgewiesenem 
Vorliegen einer ausreichenden Deckschicht möglich. 

3.2.14 Bei der Planung und Durchführung von baulichen Maßnahmen sind die Anforderungen zum 
Bodenschutz zu beachten. Die DIN 19639 „Bodenschutz bei der Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben“, DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ und ggf. auch DIN 18915 
„Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ stellen dafür Leitlinien auf. Für die 
Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht gelten die Anforderungen nach § 12 
BBodSchV.  

 Dies gilt auch für den Ausbau und die Zwischenlagerung von Bodenmaterial, wofür die 
Vorgaben nach DIN 19639, DIN 18915 (Kap. 7.3; 2018) und DIN 19731 als Leitlinie dienen. 
Ober- und Unterboden sowie Bodenschichten unterschiedlicher Eignungsgruppen sind 
getrennt auszubauen und zu lagern. Zuvor ist der Pflanzenaufwuchs auf der Fläche durch 
Roden oder Abmähen zu entfernen. Beim Ausbau ist der Feuchtezustand bzw. die Konsistenz 
des Bodens zu beachten. Nur Böden mit einer geeigneten Mindestfestigkeit (DIN 19731, 
Tab. 4) dürfen ausgebaut werden. Nach nassen Witterungsperioden müssen die Böden daher 
ausreichend abgetrocknet sein. Der Unterboden sollte in einem Arbeitsgang ohne 
Zwischenbefahrung ausgebaut werden. Die Zwischenlagerung von Bodenmaterial ist 
möglichst zu vermeiden. Muss Bodenmaterial zwischengelagert werden, ist es vor 
Verdichtungen zu schützen. Die Mieten sollten nicht mit Radfahrzeugen (Lastkraftwagen, 
Radlader) befahren werden und sind zu profilieren und zu glätten. Bei einer Lagerungsdauer 
von mehr als zwei Monaten ist die Miete umgehend mit tiefwurzelnden, winterharten und 
wasserzehrenden Pflanzen zu begrünen. Um die Verdichtung durch Auflast zu begrenzen, 
sollte die Mietenhöhe bei humosem Bodenmaterial höchstens 2 m betragen. 

 Bodenmaterial, das nicht auf der Baustelle wiederverwendet werden kann, ist einer 
fachgerechten Entsorgung zuzuführen. Die Anforderungen an die Verwertung richten sich 
nach dem geplanten Verwertungsweg. Abfallrechtliche Vorgaben sind einzuhalten -  
die DIN 19731 ist Leitlinie. 

3.2.15 Soll Bodenmaterial i.S.d. § 12 BBodSchV zur Herstellung einer durchwurzelbaren 
Bodenschicht verwendet werden, so sind die Anforderungen des § 12 BBodSchV einzuhalten. 
Bei landwirtschaftlicher Folgenutzung ist § 12 Abs. 4 BBodSchV zu beachten.  

3.2.16 Nach Durchführung der Baumaßnahme sind entstandene Bodenverdichtungen durch 
Tiefenlockerung zu beseitigen und die Böden in ihrer funktionalen Leistungsfähigkeit 
wiederherzustellen. 
 

3.3 Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu Erlaubnissen) 

3.3.1  Die Eingriffe in das Wasserschutzgebiet sind gemäß § 3 der Verordnung des Landratsamts 
Kelheim über die Sicherung des in der Gemarkung Frauenforst (gemeindefreiers Gebiet) und 
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 Treten keine unvorhergesehenen Eingriffe auf, ist die Möglichkeit einer Überführung von 
Wertpunkten in ein Ökokonto mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.  

 Wesentliche Änderungen des Vorhabens sowie der Ausgleichsmaßnahmen sind mit der 
unteren und höheren Naturschutzbehörde abzustimmen.   

3.4.6 Der Vorhabenträger hat die Fertigstellung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, 
einschließlich CEF-Maßnahmen, der jeweils zuständigen Unteren Naturschutzbehörde und 
der Höheren Naturschutzbehörde anzuzeigen.  

 Zur Kontrolle der fachgerechten Ausführung ist spätestens fünf Jahre nach Fertigstellung der 
Baumaßnahme in Abstimmung mit der Unteren oder Höheren Naturschutzbehörde eine 
gemeinsame Ortsbegehung durchzuführen, bei der festzustellen ist, in welchem Grad die 
planfestgesetzten Kompensationsmaßnahmen durchgeführt worden sind und welches 
Entwicklungsziel erreicht werden kann bzw. erreicht wurde. Das Ergebnis ist in einem 
schriftlichen Protokoll festzuhalten. Das Prüfungsergebnis ist zu dokumentieren (möglichst mit 
Lageplan und Fotodokumentation) und der Unteren und Höheren Naturschutzbehörde sowie 
der Planfeststellungsbehörde zu übermitteln.  

3.4.7 Die Kompensationsflächen sind hinsichtlich ihres Zweckes dauerhaft rechtlich zu sichern. 

3.4.8 Der Vorhabenträger wird verpflichtet, entsprechend seinen fachlichen und technischen 
Möglichkeiten, die Eintragungen ins Ökoflächenkataster (ÖFK) vorzunehmen. Zudem liefert 
der Vorhabenträger die vollständigen Daten zur Eintragung in das Ökoflächenkataster an die 
Planfeststellungsbehörde sowie die Höhere Naturschutzbehörde an der Regierung von 
Niederbayern. Die Eintragungen sollen soweit festgestellt binnen zwei Monaten nach 
Bestandskraft des Planfeststellungsbeschlusses erfolgen. 

3.4.9 Die maßnahmenbedingte Ausbreitung und Etablierung invasiver Neophyten, etwa durch 
Verunreinigung von Baufahrzeugen, offenen Boden, fehlende Mahd usw., ist soweit wie 
möglich zu verhindern (§§ 40 a ff. BNatSchG); bei gesundheitsgefährdenden Arten auch mit 
erhöhtem Aufwand. 

3.4.10 Die Gefahr von Florenverfälschungen in der freien Natur ist grundsätzlich durch das 
Verwenden von gebietseigenem Pflanz- und Saatgut zu vermeiden. Das Ausbringen von 
Pflanzen in der freien Natur außerhalb ihrer Vorkommensgebiete i.S.v. § 40 Abs. 1 BNatSchG 
bedarf der Genehmigung der Höheren Naturschutzbehörde. Auf Weißdorn soll verzichtet 
werden. 

3.4.11 Überschüssiges, beim Straßenbau anfallendes Erdmaterial darf nicht auf ökologisch wertvollen 
Flächen abgelagert werden. 

 

3.5 Verkehrslärmschutz  

3.5.1 Für die Straßenoberfläche ist ein Straßendeckschichttyp zu verwenden, der den 
Straßendeckschichtkorrekturen von Asphaltbetonen ≤ AC 11 nach ZTV Asphalt-StB 07/13 
und Abstumpfung mit Abstreumaterial der Lieferkörnung 1/3 gemäß der Tabelle 4a der RLS-
19 entspricht. 

 
3.5.2  Für die nachfolgend genannten Nummern der in Unterlage 17 behandelten Gebäude besteht, 

soweit die Immissionsgrenzwerte laut Unterlage 17 überschritten sind, grundsätzlich 
Anspruch auf Erstattung der Kosten für notwendige passive Lärmschutzmaßnahmen. Der 
Vorhabenträger hat sich vor Baubeginn mit den entsprechenden Eigentümern in Verbindung 
zu setzen und zu überprüfen, ob passive Lärmschutzmaßnahmen nach der 24. BImSchV 
erforderlich sind. Falls Maßnahmen notwendig sind, sind für deren Durchführung die 
Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes 
zugrunde zu legen.  

IO 5:  1. Obergeschoss, Tag- und Nachtwertüberschreitung  
IO 6:  1. Obergeschoss, Tag- und Nachtwertüberschreitung 
IO 7:  1. Obergeschoss, Tag- und Nachtwertüberschreitung 
 

Alternativ könnte der Vorhabenträger vorbehaltlich der Zustimmung der Verkehrsbehörden den 
Lärmschutz durch eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 70 km/h im gegenständlichen 
Straßenabschnitt gewährleisten. 

 

3.6 Landwirtschaft  
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Zum Umfang der erlaubten Benutzung wird im Übrigen auf Unterlage 18.1 P Anlagen 4 und 5 
verwiesen. 

 

4.3.3  Bauausführung  

 Die Mulden / Versickerungsflächen sind mit einer mind. 20 cm mächtigen Oberbodenpassage 
(nach DWA-M 153) zu versehen. In die Einlaufschächte ist je ein Filtervlies (Filtersack) 
einzubauen. Die Abschnitte des Flutgrabens mit Einleitung von gesammeltem 
Niederschlagswasser über Auslässe sind mit einer mind. 30 cm mächtigen Oberbodenpassage 
(nach DWA-M 153) zu versehen.  

4.3.4  Betrieb und Unterhaltung  

 Das Niederschlagswasser darf keine für das Gewässer schädlichen Konzentrationen an Gift-
stoffen sowie keine mit dem Auge wahrnehmbaren Schwimmstoffe oder Ölschlieren aufwei-
sen. Das Waschen von Kraftfahrzeugen ist auf der zu entwässernden Fläche nicht zulässig. 
Die Entwässerungsflächen sind sauber zu halten.  

 Eine regelmäßige Kontrolle der Entwässerungsanlage durch fachkundiges bzw. eingewiese-
nes Personal ist durchzuführen und entsprechend schriftlich zu dokumentieren.  

4.3.5  Unterhaltung  

 Bei Anlagen in Erdbauweise hat mindestens einmal jährlich die Mahd von Böschung und Sohle 
sowie die Entfernung von angeflogenem Gehölz zu erfolgen.  

4.3.6  Anzeigepflichten  

 Änderungen der erlaubten Art des eingeleiteten Wassers, Änderungen der baulichen Anlagen 
sowie Änderungen der Betriebs- und Verfahrensweise sind unverzüglich dem Landratsamt 
Kelheim anzuzeigen und durch entsprechende Unterlagen zu belegen. Außerdem ist 
rechtzeitig eine hierzu erforderliche bau- und/oder wasserrechtliche Genehmigung bzw. 
Erlaubnis zu beantragen. 

5. Straßenrechtliche Verfügungen  

Soweit nicht Art. 6 Abs. 8, Art. 7 Abs. 6 und Art. 8 Abs. 6 BayStrWG gelten, werden von 
Staatsstraßen, Kreisstraßen, Gemeindestraßen und sonstigen öffentlichen Straßen 

- die nach den Planunterlagen aufzulassenden Teile mit der Maßgabe eingezogen, dass die 
Einziehung mit der Sperrung wirksam wird, 

- die nach den Planunterlagen zur Umstufung vorgesehenen Teile mit der Maßgabe 
umgestuft, dass die Umstufung mit der Ingebrauchnahme für den neuen Verkehrszweck 
wirksam wird und 

- die nach den Planunterlagen neu zu erstellenden Teile zu den jeweils dort vorgesehenen 
Straßenklassen mit der Maßgabe gewidmet, dass die Widmung mit der Verkehrsübergabe 
wirksam wird, sofern die Widmungsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der Verkehrsübergabe 
vorliegen. 

Die einzelnen Regelungen ergeben sich aus dem Regelungsverzeichnis und den 
entsprechenden Lageplänen. Die betroffenen Straßen- und Wegeabschnitte sind dort kenntlich 
gemacht. Das Wirksamwerden der Verfügung ist der das Straßenverzeichnis führenden 
Behörde mitzuteilen. 

6. Entscheidungen über Einwendungen  

6.1 Anordnungen / Zusagen / Vereinbarungen 

6.1.1 Der Vorhabenträger hat zugesagt, für die notwendigen Sicherungsmaßnahmen zum Erhalt der 
Pflanzenbestände des Langblättrigen Hasenohrs, Koch’s Goldhahnenfußes und des 
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Mergenthaler’s Goldhahnenfußes einen erfahrenen Biologen auch während der Bauphase und 
ggf. darüberhinaus heranzuziehen.  

 
6.1.2 Der Vorhabensträger sagt eine stumpfe Anbindung des geplanten Geh- und Radwegendes an 

die Kreisstraße KEH 25 Fahrtrichtung Sinzing zu. Des Weiteren sagt der Vorhabenträger 
vorbehaltlich des Grunderwerbs und einer Kostenübenahme durch den Kreis eine 
Verlängerung des geplanten Geh- und Radwegendes an der Kreisstraße KEH 25 bis auf Höhe 
der Irlbrunnerthalstraße, Flur-Nr. 263/3 in Fahrtrichtung Alling zu.  

 
6.1.3 Der Vorhabenträger hat eine Begehung der Flächen mit Abstimmung des Pflegekonzeptes mit 

der unteren Naturschutzbehörde nach fünf Jahren, in denen eine Aushagerung durchgeführt 
wird, zugesichert. 

 
6.1.4 Einwender Nr. 201 
 

Der Vorhabenträger hat zugesagt, die beiden Zufahrten zur Fl.Nr. 1875 der Gem. Kelheim in 
Absprache mit dem Eigentümer mit einer Breite von mindestens vier Metern und in Hinblick 
auf Lage und Steigung abzustimmen und anzupassen.  
Der Vorhabenträger hat zugesagt, eine Reduzierung der vorübergehenden 
Grundinanspruchnahme auf der Fl.Nr. 1875 auf das erforderliche  Mindestmaß zu prüfen und 
den genauen Umfang mit dem Grundeigentümer im Zuge der Grundstücksverhandlungen 
abzustimmen.  
Ferner sichert der Vorhabenträger eine Zufahrt zum Grundstück Flnr. 1867 der Gem. Kelheim 
zu.  
Der Vorhabenträger hat zugesagt, den Geh- und Radweg im Bereich des Anliegergrundstücks 
Fl.Nr. 270 der Gem. Neukelheim LKW-befahrbar mit 3,50 Metern Breite herzustellen und dem 
Einwender Nr. 201 zu gestatten, mittels einer noch abzuschließenden Vereinbarung den 
Radweg unentgeltlich zur Holzabfuhr zur Verfügung zu stellen.  

 
6.1.5  Einwenderin Nr. 7001  

 
Der Vorhabenträger hat eine qualifizierte Beweissicherung zur Dokumentation der 
bestehenden Anlagen auf der Fl.Nr. 1870 / 3 vor Baudurchführung zugesagt. Der 
Vorhabenträger hat eine zeitnahe Besichtigung und Abstimmung wegen der Stützmauer und 
Prüfung etwaiger Regelungen im Zuge des Grunderwerbs zugesagt.  
Der Vorhabenträger hat zugesagt, eine Verbreiterung der bisherigen Zufahrt zu prüfen und 
etwaige Anpassungen in Abstimmung mit der Anliegerin durchzuführen. 

 
6.1.6   Einwender Nr. 7002  
 

Der Vorhabenträger hat zugesagt, die Zufahrten zu den Fl. Nr. 302 und 303 / 2 Gemeinde 
Ihrlerstein Gemarkung Neukelheim in Abstimmung mit dem Einwender zu erstellen. 

 
6.1.7   Einwender Nr. 7003 

  
Der Vorhabenträger hat zugesagt, die Zufahrten zu den Fl. Nr. 1870 / 2 und 1871 in 
Abstimmung mit dem Einwender herzustellen. 

 
6.1.8  Einwender 7004  

 
Der Vorhabenträger sichert bezüglich des Lagerplatzes eine weitere Abstimmung und Prüfung 
in der Ausführunsgplanung und Umsetzung zu, inwieweit dieser neu oder geändert angelegt 
werden könne. In Bezug auf die Rückewege wurden vom Vorhabenträger Gespräche 
angeboten, jedoch von Angeboten und dem konkreten Zustand abhängig gemacht. 

 

6.2 Zurückweisungen 

Die übrigen im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen werden zurückgewiesen, 
soweit sie nicht durch Auflagen in diesem Beschluss, durch Planänderungen und / oder 
Zusagen des Vorhabenträgers berücksichtigt worden sind oder sich im Laufe des 
Anhörungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben. 
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die westlichen Hänge als auch in das Wasserschutzgebiet im Osten verschoben werden 
müsste. Dies würde gravierende zusätzliche Eingriffe in die Naturräume, Grundstücke, das 
Wasserschutzgebiet und den Flutgraben mit sich bringen. Das Wasserwirtschaftsamt 
Landshut geht in seiner Stellungnahme vom 24.07.2023 davon aus, dass über das 
Planvorhaben hinausgehende Eingriffe in das Wasserschutzgebiet und den Flutgraben aus 
wasserwirtschaftlichen Gründen nicht vertretbar wären. Dem stünden insbesondere das 
Wasserschutzgebiet „Vogelsinger“ und der Flutgraben als zu beachtende Zwangspunkte 
entgegen (vgl. auch Unterlage 1P der Planfeststellungsunterlagen).  

Ein durchgängiger Ausbau nach dem Standard einer EKL 4 bzw. EKL 3 gem. RAL lässt sich 
aufgrund der topographischen Gegebenheiten und Zwangspunkten daher nicht erreichen. 

Nach Überzeugung der Planfeststellungsbehörde werden auch mit dem gewählten 
Ausbaustandard nach RAS-L bzw. RAS-Q 96 die gesteckten Ziele der deutlichen 
Verbesserung der Verkehrssicherheit und –qualität verwirklicht. Mit dem Ausbau wird die 
bestehende St 2233 von nur 5,70 m bzw. 6 m auf durchgängig mind. 6,50 m verbreitert; hinzu 
kommen Verbreiterungen in Kurven. Unfallauffällige Bereichen können durch die vorgesehene 
Linienführung beseitigt oder deutlich entschärft werden. So werden z. B. die in Kap. B. I. 
aufgeführten Gefahrenstellen mit ihren derzeit kleinen Kurvenradien im Bereich der 
Haarnadelkurve und der doppelten S-Kurve beseitigt bzw. deutlich entschärft, indem der 
Kurvenradius im Bereich der Haarnadelkurve künftig mehr als verdoppelt wird. Insgesamt 
ergibt sich mit den geplanten Kurvenbegradigungen eine deutliche Verstetigung der 
Linienführung.  

Nach Überzeugung der Planfeststellungsbehörde kann auch mit dem Anbau eines 
unselbständigen Geh- und Radwegs eine deutliche Verbesserung der Verkehrssicherheit 
erreicht werden. Durch die Trennung der Verkehrsarten kann ein erheblicher Beitrag zur 
Stärkung der Verkehrssicherheit erbracht werden (vgl. oben B. 1.).  

Die festgestellte Planung entspricht den verkehrlichen Zielen und in dieser Hinsicht auch dem 
Verhältnismäßigkeitsgebot und ist nach Überzeugung der Planfeststellungsbehörde nicht zu 
beanstanden.  

 

2.4 Öffentliche Belange, Belange von allgemeiner Bedeutung 

2.4.1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung  

Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 

Das Vorhaben steht im Einklang mit den Entwicklungszielen. 

Zentrales Ziel der Landesentwicklung ist die Schaffung möglichst gleichwertiger Lebens- und 
Arbeitsbedingungen. Hierfür ist eine gute verkehrliche Erschließung aller Landesteile 
erforderlich. Dieses Ziel lässt sich in dem weiträumigen Flächenstaat Bayern mit 
leistungsfähigen Straßen entlang der raumbedeutsamen Entwicklungsachsen erreichen. 

Nach Kapitel 4.1. des LEP ist die Verkehrsinfrastruktur in ihrem Bestand leistungsfähig zu 
erhalten und durch Aus-, Um- und Neubaumaßnahmen nachhaltig zu ergänzen.  
Das Netz der Bundesfernstraßen sowie der Staats- und Kommunalstraßen soll nach  
Kapitel 4 Nr. 2 des LEP leistungsfähig erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden.  
Die anderen im Landesentwicklungsprogramm genannten Ziele, wie „Nachhaltige 
Raumentwicklung“, das Entwicklungsgebot für Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf, 
der Schonung festgelegter Vorbehalts- und Vorranggebiete für die Rohstoffgewinnung, der 
Schonung festgelegter Gebiete für die Nutzung der Windkraft, die Schonung von Natur und 
Landschaft, die Aufrechterhaltung des Biotopverbundes und die Sicherung der öffentlichen 
Wasserversorgung werden vollumfänglich beachtet. Im Übrigen werden die Grundsätze, v.a. 
die Aspekte des Naturschutzes der Landschaftspflege und des Flächensparens, soweit 
möglich berücksichtigt.  

 

Regionalplan der Region Regensburg (Region 11) 

Erfordernisse der Raumordnung stehen der Planung nicht entgegen.  

Der Regionalplan der Region Regensburg (Region 11) weist für nahezu das komplette 
Plangebiet ein landschaftliches Vorbehaltsgebiet aus („Hochflächen der südlichen Frankenalb 
mit den Forstgebieten um Kelheim“). Der regionale Grünzug „Donautal“, welcher von größeren 
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Zur Steigerung der Verkehrssicherheit, zu Verbesserung der Attraktivität der Strecke für den 
Radverkehr und aufgrund zahlreicher Forderungen nach einem straßenbegleitenden Radweg 
an der St 2233 wurde eine straßenbegleitende Radwegeführung als Variante untersucht.  

Der straßenbegleitende Radweg ist nun Bestandteil der Plantrasse (vgl. bereits oben 
Kap. B. 1.) 

 

2.4.2.2 Gesamtbewertung unter Berücksichtigung des Gesamtkonzeptes 

Die sogenannte Nullvariante wird ausgeschieden, da sich mit ihr die unzureichenden 
Verhältnisse nicht beseitigen ließen. Beim Verzicht auf den Ausbau der St 2233 würde das 
Planungsziel der Verbesserung der Verkehrsqualität und der Verkehrssicherheit nicht erreicht. 
Bisherige Instandsetzungsmaßnahmen waren ausweislich der Planfeststellungsunterlagen 
nicht geeignet, das Unfallgeschehen nachhaltig zu verbessern. Da Maßnahmen kaum bzw. 
nur kurzfristige Verbesserungen brachten, wurde durch die Unfallkommission der Ausbau der 
Staatsstraße als Maßnahme definiert. 

Großräumigere, funktionsgerechtere Varianten mit völlig neuer Linienführung (Variante 2) 
drängen sich auch unter Berücksichtigung des Gesamtkonzeptes und der gesamten Strecke 
der St 2233 nicht auf und wurden nicht geltend gemacht. Variante 2 wird daher ausgeschieden. 
Deren Nachteile wären auch nicht vertretbar, da für die Realisierung erhebliche zusätzliche 
Eingriffe in Natur und Landschaft in außergewöhnlich starkem Maße erforderlich wären und 
die Durchschneidungen größer wären.  

Wegen der hohen Längsneigung scheidet eine Eingriffsminimierung mit Tunnel aus. Aufgrund 
geltender technischer Richtlinien ist der Planungsspielraum für Längsneigungen besonders in 
längeren Tunneln sehr begrenzt. Gemäß den Richtlinien für die Ausstattung und den Betrieb 
von Straßentunneln (RABT) sind „in Tunneln ab einer Länge von 400 m bei einer Neigung über 
3 %, ausgehend von einer Risikoanalyse zusätzliche und / oder verstärkte Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit zu treffen. Eine Neigung über 5 % soll vermieden werden.“  
Eine großräumige Verlegung der Linienführung bzw. eine Trassierung mit Tunnel ist aufgrund 
der Gegebenheiten (besondere Tallage der St 2233, bestehende Bebauung der Stadt Kelheim 
und der Gemeinde Ihrlerstein) nicht umsetzbar bzw. deutlich nachteilig. Variante 2 wird aus 
den genannten technischen und wirtschaftlichen Gründen ausgeschlossen.  

Variante 3 wird aufgrund gravierender Auswirkungen ausgeschieden. Derartige 
Trassenverschiebungen wären im bewegtem Gelände und aufgrund der Lage im Talraum mit 
erheblichen zusätzlichen Eingriffen westlich und östlich der St 2233 verbunden. Variante 3 
wäre mit über die Plantrasse hinausgehenden zusätzlichen Eingriffen in Naturräume, private 
Grundstücke und das Wasserschutzgebiet „Vogelsinger“ verbunden.  
Wie sich aus der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts Landshut ergibt, hat dieses aus 
wasserwirtschaftlichen Gründen bereits frühzeitig bei den Vorplanungen auf eine weitgehende 
Schonung des Wasserschutzgebiets hingewirkt. Im Rahmen der Planungen wurden im 
südlichen Abschnitt Varianten untersucht, um eine Trassierung gem. der EKL 4 zu erreichen. 
Ein Ausbau gemäß den untersten Grenzwerten der RAL mit Radien ≥ 170 m würde die 
Straßenachse um zusätzlich bis zu 12 m sowohl in die westlichen Hänge als auch in das 
Wasserschutzgebiet im Osten verschieben. Dies würde enorme zusätzliche Eingriffe und 
Betroffenheiten in die Naturräume, Grundstücke, das Wasserschutzgebiet und den Flutgraben 
darstellen. Selbst dann wäre der Standard einer EKL 3 nicht erreicht (Rmin = 255 m). Dies wird 
im vorliegenden Fall als unverhältnismäßig und unwirtschaftlich angesehen. 

Die Trassierung im nördlichen Abschnitt erfüllt die Parameter der RAL. Der Standard nach 
EKL 3 mit Rmin = 255 m (Mindestradius 300m – 15%) lässt sich vorliegend nicht realisieren; 
dem stünde das Wasserschutzgebiet als zu beachtender Zwangspunkt entgegen (vgl. Kap 
4.3.2. der Unterlage 1P). Selbst eine Trassierung nach den untersten Grenzwerten der RAL 
wäre noch mit erheblichen, deutlich über das Maß der Plantrasse hinausgehenden Eingriffen 
in die bestehenden Zwangspunkte verbunden (ebda).  

Bei der Gesamtbewertung ist die Variante 4 aufgrund der erheblich geringen Beeinträchtigung 
privater und öffentlicher Belange deutlich besser als die Variante 3 zu bewerten.  
Noch schlechter als Variante 3 zu bewerten sind die Varianten 2 und die Nullvariante.  
Die Variante 4 ist aufgrund der besonderen Talllage und den steil ansteigenden Hängen im 
Westen und Osten der St 2233 sowie aufgrund der Lage des Wasserschutzgebiets und der 
Reduzierung von Eingriffen in Privateigentum vorzugswürdig. Sie erscheint unter 
Berücksichtigung der Gegebenheiten als die Lösung, welche alle Belange am besten in 

















 
 
 

- 42 - 

Baumaßnahme an der gleichen Stelle in der ursprünglichen Flächengröße wiederhergestellt. 
Soweit die gesetzlich geschützten Biotope und Lebensräume von der Baumaßnahme 
beeinträchtigt werden, lässt die Planfeststellungsbehörde gemäß Art. 23 Abs. 3 i.V.m. Art. 16 
Abs. 2 BayNatSchG eine Ausnahme zu, da die Eingriffe gleichartig und mindestens in der 
gleichen Flächengröße ausgeglichen werden können. Ungeachtet dessen ergibt zudem eine 
Abwägung, dass das Vorhaben aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses 
notwendig ist. Die für das Vorhaben sprechenden Argumente sind jedenfalls so gewichtig, dass 
sie aus Sicht der Planfeststellungsbehörde selbst einen Eingriff in gesetzlich geschützte 
Biotope und Lebensstätten rechtfertigen, dabei allerdings einen Ausgleich auslösen, den der 
Vorhabenträger zu tragen hat (vgl. A 3.4.2), so dass auch die Voraussetzungen für die 
Erteilung einer Befreiung nach § 67 BNatSchG vorliegen.  

Weitere naturschutzrechtliche Schutzgebiete und –objekte werden nicht beeinträchtigt.  

Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten 
Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze dürfen im 
Übrigen grundsätzlich nur in der Zeit vom Oktober bis Februar abgeschnitten, auf den Stock 
gesetzt oder beseitigt werden (vgl. Unterlagen 1 P und 19.1.1). Die notwendige Baumfällung 
außerhalb dieser Zeiträume durch Maßnahme 1.1 V ist nach § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG 
bzw. Art. 16 Abs. 2 BayNatSchG aus Gründen des öffentlichen Interesses zugelassen bzw. 
wird ausnahmsweise zugelassen. Mit dem Vorgehen werden artenschutzrechtliche 
Erfordernisse der Artgruppe Fledermäuse berücksichtigt.  
Mit den in Maßnahme 1.1 V vorgesehenen Kontrollmechanismen wird sichergestellt, dass 
verbleibende Beeinträchtigungen weitestmöglich reduziert werden.  

Die Untere Naturschutzbehörde hat den Ausnahmen zugestimmt.  
 

2.4.6.1.2 Allgemeiner Artenschutz 

Der allgemeine Artenschutz gilt für alle wildlebenden Tiere und Pflanzen. So ist es unter 
anderem verboten, wildlebende Pflanzen- und Tierarten ohne vernünftigen Grund ihrem 
Standort zu entnehmen, sie zu schädigen, zu fangen, zu töten oder ihre Lebensstätten ohne 
vernünftigen Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören (§ 39 BNatSchG). Soweit nicht 
besonders oder streng geschützte Arten der Flora und Fauna im Einwirkungsbereich 
vorkommen und beeinträchtigt werden, erfolgt dies im Hinblick auf die Realisierung eines im 
öffentlichen Interesse liegenden und im Sinne der Planrechtfertigung vernünftigerweise 
gebotenen Vorhabens. Der allgemeine Artenschutz wird über die Eingriffsregelung bewältigt. 
Auf die dortigen Ausführungen wird verwiesen. 

 

2.4.6.1.3 Besonderer Artenschutz  

Das Vorhaben ist mit den Belangen des besonderen Artenschutzes vereinbar.  
Unter Berücksichtigung der konzipierten Vermeidungsmaßnahmen werden durch das 
Vorhaben keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG erfüllt. 

Das besondere Artenschutzrecht ist vor allem in §§ 44 und 45 BNatSchG geregelt. Dem 
besonderen Artenschutzrecht unterfallen Tiere, die in ihrem Bestand gefährdet oder sogar vom 
Aussterben bedroht sind.  

Besonders geschützte Arten sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG:  

- Arten der Anhänge A und B der EG-Artenschutzverordnung 338/97,  

- Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie (92/43/EWG),  

- "europäische Vögel" im Sinne des Art. 1 der EG-Vogelschutzrichtlinie,  

- Arten der Anlage 1 Spalte 2 der Bundesartenschutzverordnung.  
 

Zusätzlich streng geschützt ist eine Teilmenge der besonders geschützten Arten (§ 7 Abs. 2 
Nr. 14 BNatSchG):  

- Arten des Anhanges A der EG-Artenschutzverordnung 338/97,  

- Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie (92/43/EWG),  

- Arten der Anlage 1 Spalte 3 der Bundesartenschutzverordnung  
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Eine ordnungsgemäße Oberflächenentwässerung ist nach den Planunterlagen vorgesehen. 
Das Entwässerungskonzept wurde mit dem Wasserwirtschaftsamt Landshut und der 
unteren Wasserrechtsbehörde abgestimmt. Im Übrigen wird auf die Auflagen A.3.3 und A. 4 
verwiesen.  

Nach A.3.4.9 ist die maßnahmebedingte Ausbreitung und Etablierung invasiver Neophyten, 
etwa durch Verunreinigung von Baufahrzeugen, offenen Boden, fehlende Mahd usw., soweit 
wie möglich zu verhindern (§§ 40 a ff. BNatSchG); bei gesundheitsgefährdenden Arten auch 
mit erhöhtem Aufwand.  

Gemäß A.3.4.10 ist der Gefahr von Florenverfälschungen in der freien Natur durch das 
Verwenden von gebietseigenem Pflanz- und Saatgut zu begegnen.  

Gemäß A.3.4.11 darf überschüssiges, beim Straßenbau anfallendes Erdmaterial nicht auf 
ökologisch wertvollen Flächen (Feuchtbiotope, Hohlwege, Streuwiesen, aufgelassene 
Kiesgruben, etc.) abgelagert werden.  

Gemäß A.3.6.2 hat die Oberflächenentwässerung so zu erfolgen, dass die anliegenden 
Grundstücke nicht erheblich beeinträchtigt werden.  

Nach A 3.6.1 muss der Vorhabenträger sicherstellen, dass alle vom Straßenbau berührten und 
von ihren bisherigen Zufahrten abgeschnittenen Grundstücke wieder eine ordnungsgemäße 
Anbindung an das öffentliche Wegenetz erhalten.  

Gemäß A.3.6.5 sind bei der Bepflanzung der Straßenflächen und Ausgleichsflächen 
mindestens die Abstandsregelungen des AGBGB einzuhalten. Auf die Nutzung der 
angrenzenden Grundstücke ist darüber hinaus Rücksicht zu nehmen, insbesondere sollen bei 
Baumpflanzungen entlang landwirtschaftlicher Nutzflächen die nachteiligen Auswirkungen 
durch Schatten, Laubfall und Wurzelwerk auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt 
werden.  

Nach A.3.6.3 sind Drainagen funktionsfähig zu erhalten bzw. wiederherzustellen.  

Der Vorhabenträger hat in seinen Stellungnahmen zugesagt, die Erdarbeiten regelkonform 
auszuführen und durch die örtliche Bauüberwachung zu kontrollieren.  

Gemäß A.3.2.14 sollen neben den Teilen Landschaftspflege und Landschaftsgestaltung der 
Richtlinien für die Anlage von Straßen hinsichtlich des Schutzgutes Boden u. a. die DIN 18915 
sowie die DIN 18919 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau), die DIN 19639 (Bodenschutz 
bei Planung und Ausführung von Bauvorhaben), die VDI 6101 (Maschineneinsatz unter 
Berücksichtigung der Befahrbarkeit landwirtschaftlich genutzter Böden), die DIN 19731 
(Verwertung von Bodenmaterial) und die LAGA M 20 (Mitteilungen der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, Anforderungen an die stoffliche Verwertung von 
mineralischen Reststoffen/Abfällen) maßgebend sein. Dies hat der Vorhabenträger auch bei 
Beauftragung von Baufirmen sicher zu stellen. Zudem wird – in Wiederholung einzelner 
Verfahrensempfehlungen obiger Vorschriften – verlangt, dass der Ausbau und die Lagerung 
von Oberboden getrennt nach Ober- und Unterboden sowie bei genügend abgetrocknetem 
Zustand erfolgen müssen. Zwischenlager dürfen nicht verdichtet werden und die maximale 
Mietenhöhe sollte nicht höher als zwei Meter sein. Ggf. sind die Mieten zu begrünen und 
Maßnahmen zur Verhinderung von Samenflug durch aufkommende Unkräuter zu treffen. Die 
Wiederaufbringung sollte bei trockener Witterung möglichst mit geringem Bodendruck (z. B. 
Kettenfahrzeuge) und bei möglichst wenigen Arbeitsgängen erfolgen. Auch das Befahren von 
vorübergehend in Anspruch genommenen landwirtschaftlichen Flächen im wassergesättigten 
Zustand ist zu vermeiden. Vor einer landwirtschaftlichen Wiedernutzung sind diese Flächen 
durch Lockerungsmaßnahmen ordnungsgemäß herzurichten, zu stabilisieren und in einen 
Zustand zu versetzen, der den ursprünglichen Verhältnissen weitgehend entspricht. Bei der 
Rekultivierung von Straßen ist auf eine vollständige Entfernung des Aufbruchmaterials incl. 
Bankette sowie Fremdbestandteile zu achten, insbesondere wenn die Flächen wieder 
landwirtschaftlich genutzt werden sollen. Erdmassenüberschüsse sind abzufahren und 
ordnungsgemäß zu deponieren oder anderweitig rechtmäßig einzubauen.  

Die Überprüfung und Abwägung aller betroffenen Interessen ergibt im vorliegenden Fall, dass 
der Straßenbau mit den Belangen der Landwirtschaft vereinbar ist. Die 
Planfeststellungsbehörde hält darüber hinaus keine weiteren Auflagen für notwendig. Die 
verlangten Auflagen sind geeignet und auskömmlich, um den vorgebrachten Hinweisen und 
Bedenken gerecht zu werden. Sie sind dem Vorhabenträger auch zumutbar. 
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2.4.9 Wald  

Nach Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayWaldG bedarf die Beseitigung von Wald zu Gunsten einer 
anderen Bodennutzungsart (Rodung) der Erlaubnis. Diese wird von der Konzentrationswirkung 
des Planfeststellungsbeschlusses erfasst bzw. ist gemäß Art. 9 Abs. 8 BayWaldG nicht 
gesondert erforderlich.  

Die Erlaubnis zur Rodung ist mit diesem Planfeststellungbeshcluss erteilt, da keine 
Versagensgründe gemäß Art. 9 Abs. 4 bis 7 BayWaldG vorliegen.  

Der geplante Ausbau beinhaltet die Rodung von Bannwald i. S. d. Art. 11 BayWaldG in einem 
Umfang von 1,07 ha. Angrenzend an den bestehenden Bannwald wird auf einer Fläche von 
1,07 ha wieder Wald aufgeforstet (vgl. Maßnahme 14W/A bzw. 13W/A).  

Nach der Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 
20.01.2022 kann der Rodung zugestimmt werden, da der waldrechtlich geforderte Ausgleich 
vollständig erbracht werden kann. Der Ausgleich erfolgt durch die direkt an den bestehenden 
Bannwald angrenzenden, flächengleichen Ersatzaufforstung.  

Da das plangegenständliche Vorhaben im öffentlichen Interesse liegt und keine Alternativen 
bestehen, konnte die Erlaubnis nach Waldrecht erteilt werden. 

 

2.4.10 Gemeindliche Belange  

Von der Gemeinde Ihrlerstein (Schreiben vom 03.02.2023) wurde zunächst geltend gemacht, 
dass die am Ende des Planfeststellungsbereichs gelegene Feldzufahrt beim Feuerwehrhaus 
noch verkehrsgerecht hergestellt werden müsse.  

Der Vorhabenträger wies in seiner Stellungnahme vom 02.03.2023 darauf hin, dass die 
Feldzufahrt bereits Gegenstand der Planung sei (RVZ-Nr. 136). Die Gemeinde Ihrlerstein 
zeigte sich mit der schriftlichen Stellungnahme des Vorhabenträgers einverstanden. Weitere 
Ausführungen der Planfeststellungsbehörde erübrigen sich insoweit.  

Anlässlich des Erörterungstermins wurde von der Gemeinde Ihrerlstein noch die Notwendigkeit 
einer leichten Modifikation des Zuschnittes von Ausgleichsflächen festgestellt. Der 
Vorhabenträger sagte zu, den Sachverhalt abschließend mit der Gemeinde Ihrerlstein 
abzustimmen.  
Als Ergebnis der Abstimmung teilte der Vorhabenträger mit, dass der Vorhabenträger von der 
Gemeinde Ihrlerstein für naturschutzfachlichen Ausgleich Flächen der Fl.Nr. 280/4 Gemarkung 
Neukelheim (8.894 m²), der Fl.Nr.  280/5 Gemarkung Neukelheim (3.020 m²) und Fl.Nr. 296 
Gemarkung Neukelheim (4.347 m²) erwerbe. Der Einwender Nr. 7002 erhielte von der 
Gemeinde für die Übereignung von ebenfalls für die Maßnahme erforderlicher Grundstücke an 
die Gemeinde von der Gemeinde (Teil-)flächen der Fl.Nr. 296, 297 und 300 Gmkg. 
Neukelheim. In Abstimmung zwischen dem Vorhabenträger und der Gemeinde Ihrlerstein 
könne auf der Fl.Nr. 296 Gmkg. Neukelheim sowohl der Tauschgrund für den Einwender 7002 
als auch die Fläche für den erforderlichen Ausgleich platziert werden.  

Anlässlich des Erörterungstermins wurde von der Vorhabenträgerin zugesagt, die 
Ausgleichsflächen und das Regenrückhaltebecken im besprochenen Umfang zu pflegen.  

Die Stadt Kelheim hat keine Einwendungen erhoben, bat anlässlich des Erörterungstermins 
jedoch um frühzeitige Abstimmung zur Entwässerung am südlichen Bauende und um 
rechtzeitige Information bei bauzeitlicher Sperrung der „Regensburger Straße“.  
Auf Veranlassung der Planfeststellungsbehörde ist die Abstimmung zwischen dem 
Vorhabenträger und der Stadt Kelheim erfolgt (vgl. oben B. 3.). 

 

2.4.11 Sonstige öffentliche Belange   
 

2.4.11.1 Träger von Versorgungsleitungen 

In der Planfeststellung ist nur über das "Ob und Wie" der Leitungsänderung zu entscheiden, 
nicht jedoch über die Kosten. Da sich die Leitungsträger gegen die im Bauwerksverzeichnis 
enthaltenen Maßnahmen keine Einwände geäußert haben, müssen keine näheren 
Regelungen getroffen werden. Die Träger von Versorgungsleitungen werden jedoch über den 
Baubeginn informiert (vgl. A.3.1) und der Vorhabenträger ist zu Schutzmaßnahmen für die 
Leitungen verpflichtet (vgl. A 3.2.5). 
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mit nicht zu rechtfertigenden Eingriffen in das Wasserschutzgebiet „Vogelsinger“ verbunden 
wäre. Zweck des Wasserschutzgebiets ist nach § 1 der Wasserschutzgebietsverordnung die 
Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung der Stadtwerke Kelheim. Zu diesem Zweck sei 
gemäß § 3 Abs. 1 der Wasserschutzgebietsverordnung des Landratsamt Kelheim die 
Realisierung von Wegen und die Durchführung von Baumaßnahmen grundsätzlich nicht 
gestattet. Eingriffe bedürften einer Ausnahmegenehmigung von den Verboten der 
Wasserschutzgebietsverordnung. Ausnahmen könnten jedoch nur für die Plantrasse erteilt 
werden, da diese mit nur vergleichsweise geringfügigen Eingriffen in das Wasserschutzgebiet 
verbunden sind. Über die Plantrasse hinausgehenden Eingriffen könne nicht zugestimmt 
werden.  
Nach übereinstimmender Stellungnahme des Vorhabenträgers und Wasserwirtschaftsamts 
wäre die Verlegung des Geh- und Radwegs darüber hinaus mit einer erheblichen baulichen 
Umgestaltung des Flutgrabens verbunden. Der Flutgraben diene der Abführung von wild 
abfließendem Wasser insbesondere bei Starkregenereignissen. Die Überbauung des 
Flutgrabens hätte zur Folge, dass eine (Teil-)Versickerung, wie sie im Bestand möglich ist, 
künftig nicht mehr möglich wäre. Durch die „Überbauung“ des Flutgrabens würde sich der 
Abfluss von Niederschlagswasser bzw. wild abfließendem Wasser in Richtung Kelheim 
deutlich beschleunigen. Die Umplanung würde die Niederschlagswasserbeseitigung negativ 
beeinträchtigen. Eine breitflächige Versickerung der Straßenentwässerung im Bereich des 
Flutgrabens wäre bei Umsetzung der geforderten Umplanung nicht mehr möglich. Daneben 
sind Gefährdungen für Radfahrer durch wild abfließendes Wasser möglich, ebenso 
Erosionsprobleme an Radweg und Straße durch schnell abfließendes Wasser, was nach 
Einschätzung des Wasserwirtschaftsamts Landshut massive Sicherungen erfordern würde.  
Für die Baumaßnahmen im Wasserschutzgebiet wäre nach Einschätzung des 
Wasserwirtschaftsamts und des Vorhabenträgers ein Ausbau nach den Richtlinien für 
bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWaG) auf etwa 1,5 km 
Länge erforderlich. Der Vorhabenträger merkt an, dass dies mit erheblichen Mehrkosten 
verbunden und zusätzliche umfangreiche Eingriffe erfordern würde. Zur Umsetzung wäre eine 
Abdichtung des Untergrundes erforderlich. Dies würde zu Eingriffen in die gewachsenen 
Bodenschichten, einem Verlust der natürlichen Filterwirkung und einem erhöhten Abfluss von 
Niederschlagswasser nach Kelheim führen. Nach Einschätzung des Wasserwirtschaftsamts 
wären große Wasserrückhaltungen erforderlich, um der Abflussbeschleunigung 
entgegenzuwirken. Diese könnten vermutlich im beengten Talraum jedoch nicht geschaffen 
werden.  

Das Wasserwirtschaftsamt Landshut geht davon aus, dass aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
eindeutig die Plantrasse zu bevorzugen sei. Bei Eingriffen in das Wasserschutzgebiet dürfte 
nur der Variante den Vorzug gegeben werden, die auf das zwingend erforderliche Maß  
beschränkt sei; über die Plantrasse hinausgehende Eingriffe seien nicht mit dem 
Minimierungsgebot und dem Besorgnisgrundsatz vereinbar. Daher könne die 
Ausnahmegenehmigung nur für die Plantrasse erteilt werden. Dementsprechend habe das 
Wasserwirtschaftsamt Landshut bereits im Rahmen der Vorplanung darauf gedrungen, 
Eingriffe in das Wasserschutzgebiet möglichst zu vermeiden. Im Rahmen der Vorplanungen 
habe sich daher die Plantrasse durchgesetzt, da nur mit ihr eine größtmöglichen Schonung 
des Wasserschutzgebiets erreicht werde. Darüber hinaus wäre die „Überbauung“ des 
Flutgrabens mit einem Radweg problematisch, da eine Teilversickerung nicht mehr möglich 
wäre und der Abfluss deutlich beschleunigt würde. Daneben seien Gefährdungen für Radfahrer 
durch wild abfließendes Wasser möglich, ebenso Erosionsprobleme an Radweg und Straße 
durch schnell abfließendes Wasser (was nach Einschätzung des Wasserwirtschaftsamts 
Landshut massive Sicherungen erfordern würde). Um der Abflussbeschleunigung 
entgegenzuwirken, wären große Wasserrückhaltungen erforderlich, die vermutlich nicht 
geschaffen werden können. Eine Verlegung des Geh- und Radwegs wäre nach der 
Einschätzung des Wasserwirtschaftsamts schließlich mit Gefährdungen für Radfahrer durch 
wild abfließendes Wasser sowie Erosionsgefahren an Radweg und Straße durch die negative 
Veränderung der Abflussverhältnisse verbunden (vgl. oben).  

Der Vorhabenträger merkt zudem an, dass die Verlegung des Geh- und Radwegs auf die 
Ostseite überdies negative Auswirkungen auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
hätte. Im Bestand verläuft der Geh- und Radweg von Kelheim kommend westlich der St 2233. 
Mit Anbau der Geh- und Radwegeverbindung auf der Westseite wird eine durchgängige 
Verkehrsverbindung bis Ihrlerstein geschaffen. Demgegenüber wäre die Verlegung des Geh- 
und Radwegs auf die Ostseite der St 2233 mit zusätzlichen Querungen der St 2233 verbunden. 
Hierdurch ergäben sich zwangsläufig neue Gefahrenstellen.  


















